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Die Stadtverordnetenversammlung
- Ausschuss für Planung, Bau und Verkehr -

Tagesordnung I Punkt 3 der öffentlichen Sitzung am 19.06.2007 

Vorlage Nr. 07-F-01-0070

Abriss und Neubau der Schiersteiner Brücke
- Antrag der SPD-Fraktion vom 12.6.2007 -
Der Ausschuss möge beschließen:

Der Magistrat wird gebeten, zu berichten, 

wie sich der derzeitige Sachstand zum Abriss und Neubau der „Schiersteiner Brücke“ 
darstellt, 

welche zeitlichen, örtlichen und baulichen Planungen dem Magistrat bisher bekannt sind,

wie die Verantwortlichkeiten bei diesem Projekt geregelt sind – also wie sich die Aufgaben, 
Rechte und Pflichten zwischen Bund, Land und den beiden Kommunen aufteilen und

wann mit der Beteiligung der städtischen Körperschaften - auch im Hinblick auf die 
Verkehrsplanung – zu rechnen ist.

Beschluss Nr. 0112
 
1. Der Bericht des Magistrates wird zur Kenntnis, wonach im November ein erstes Treffen aller 

Beteiligten geplant ist.  Es ist vorgesehen, einen Ingenieurwettbewerb auszuschreiben.

2. Prof. Dr. Pös sagt zu, zu gegebener Zeit einen schriftlichen Bericht in Form einer 
Magistratsvorlage zu erstellen.

  

Frau Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,         .06.2007
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Kessler
Vorsitzender

Die Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,          .06.2007

Dem Magistrat
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Thiels
Stadtverordnetenvorsteherin

Der Magistrat Wiesbaden,          .06.2007
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Dezernat IV
mit der Bitte um Kenntnisnahme Diehl
und weitere Veranlassung Oberbürgermeister
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